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Die Krise bei Conti führt zum Abbau von Tausenden Stellen
Der deutsche Autozulieferer kommt seit Jahren nicht aus dem tiefgreifenden Konzernumbau heraus

MICHAEL RASCH, FRANKFURT

Die deutsche Automobilzulieferer-
Industrie durchläuft schwierige Zei-
ten: Sinkende Autoverkäufe, steigende
Materialkosten und hohe Energiepreise
belasten das Geschäft. Dazu kom-
men bei manchen Unternehmen haus-
gemachte strategische Fehler. Die nie-
dersächsische Continental, kurz Conti,
steckt bereits seit Jahren in der Krise
und im Konzernumbau. Am Montag
hat das Management um den Konzern-
chef Nikolai Setzer nun weitere Sanie-
rungsmassnahmen für das Sorgenkind
angekündigt: die schwächelnde Sparte
Automotive.

Zukunftsbereiche bremsen

In diesem Bereich will der Konzern
seine Geschäfts- undVerwaltungsstruk-
turen vereinfachen und verschlanken.
Dadurch sollen die Kosten bis zum Jahr
2025 um 400 Millionen Euro reduziert
werden. Dies geht auch mit demAbbau
vonArbeitsplätzen einher.Die Zahl der
Stellenstreichungen werde voraussicht-
lich im mittleren vierstelligen Bereich
liegen, heisst es von Continental. Das

«Manager-Magazin» hatte zuvor von
einem geplanten Personalabbau von
5500 Stellen berichtet. Insgesamt be-
schäftigt Conti, einer der grösstenAuto-
zulieferer weltweit, noch 200 000 Mit-
arbeiter, rund 100 000 von diesen in der
Sparte Automotive.

Darüber hinaus will der Vorstand die
Geschäftsfelder in dieser Einheit von
sechs auf fünf reduzieren und plant wei-
tereMassnahmen zur Erhöhung der Effi-
zienz bei der Forschung und Entwick-
lung. Am 4.Dezember soll den Investo-
ren im Rahmen des Kapitalmarkttages
eine umfassendeAktualisierung der Stra-
tegie präsentiert werden. Der Aktien-
kurs von Conti ist seit dem Rekordhoch
von rund 220 Euro Anfang 2018 auf in-
zwischen 64 Euro gesunken. Die Markt-
kapitalisierung beträgt trotz einem Um-
satz von fast 40 Milliarden nur noch 13
Milliarden Euro. Am Montag legte der
Kurs in einem festen Markt leicht zu.

«Unser Ziel ist ein nachhaltig pro-
fitabler Unternehmensbereich, der aus
eigener Kraft Investitionen in seine Zu-
kunft tragen kann», hiess es von Philipp
vonHirschheydt,Vorstandsmitglied und
Leiter des UnternehmensbereichsAuto-
motive.Der Konzernchef Setzer kommt

in der Mitteilung nicht vor. Das deutet
darauf hin, wer im Unternehmen offen-
bar am Zug ist – und wer womöglich um
seine Zukunft kämpfen muss.

Der Hannoveraner Konzern steckt
seit Jahren in einer strategischen Neu-
ausrichtung. Im Jahr 2019 hatte Conti

seineAntriebssparte Powertrain in einer
Tochtergesellschaft zusammengefasst,
dann in Vitesco Technologies umbe-
nannt und 2021 schliesslich abgespal-
ten.Vor kurzemwurde bekannt, dass die
fränkische Schaeffler AG jetzt Vitesco
komplett übernehmen will. Über einen
solchen Schritt war zuvor schon seit Jah-
ren spekuliert worden.

Sehr erfolgreich läuft vor allem das
traditionelle Reifengeschäft, das vor
vielen Jahren von manchen Beobach-
tern als bieder und langweilig eingestuft
wurde.Doch die Sparte glänzt mit einer
erwartetenMarge von rund 13 Prozent.
Der zweite Geschäftsbereich Conti-
tech, in dem verschiedene Gummipro-
dukte für dasAutomobil und für andere
Industriegeschäfte gebündelt sind, steht
grundsätzlich solide da.

In der Krise ist die Automotive-
Einheit, in der vermutete Zukunfts-
geschäftsfelder wie Software, Senso-
rik und Autokomponenten gebündelt
sind. Sie kommt aber seit Jahren kaum
vom Fleck und schreibt trotz hohen
Investitionen Verluste. Offenbar be-
steht intern Einigkeit darüber, dass der
Konzern in denGeschäftsbereichen aus
eigener Kraft nicht mehr wachsen kann.
Laut Medienberichten wird daher in-
zwischen darüber nachgedacht, das Ge-
schäft mit dem autonomen Fahren und
der Software in ein Gemeinschafts-
unternehmen auszugliedern, bei dem
Conti sogar nur Minderheitsanteilseig-
ner sein könnte.

Belastend wirkte in den vergange-
nen Jahren zudem, dass eine mögliche

Verstrickung in den Dieselskandal von
Volkswagen juristisch noch nicht voll-
ständig aufgearbeitet ist. Im vergan-
genen Jahr machte das Unternehmen
dann Schlagzeilen, weil es Opfer einer
Cyberattacke wurde, bei der gigantische
Datenmengen gestohlen worden sind.

Der Chefsessel wackelt

Inzwischen wird sowohl intern als auch
extern der Aufsichtsratschef Wolfgang
Reitzle immer stärker mit dem Nieder-
gang von Continental in Verbindung
gebracht. Reitzle gehört zu den Gran-
den der deutschen Unternehmenswelt.
Er hat über rund zwei Jahrzehnte die
Geschicke des Industriegase-Konzerns
Linde geprägt, war von 2014 bis 2016
Verwaltungsratspräsident von Lafarge-
Holcim und ist seit dem Jahr 2009Auf-
sichtsratschef von Continental.

Im kommenden Frühjahr läuft sein
Mandat in Hannover allerdings aus.
Es ist logisch, dass der dann 75-Jäh-
rige bei seinem Abschied einen stabi-
len Konzern übergeben will. In man-
chenMedien wurde jüngst darüber spe-
kuliert, dass Reitzle sein Mandat noch-
mals verlängern will.

Rückschlag für Mini-AKW in den USA
Das am weitesten fortgeschrittene Projekt ist gescheitert – doch andere seien in der Pipeline, betont eine Spezialistin der ETH

CHRISTOPH EISENRING

«Small is beautiful»:DiesesMotto sollte
auch die Atomenergie zu neuer Blüte
führen.Die Rede ist von kleinen modu-
laren Reaktoren, die sich in der Fabrik
zu einem guten Teil vorab fabrizieren
lassen. Die Elemente werden dann am
gewünschten Standort innert zwei bis
drei Jahren zu einem kleinen Kern-
kraftwerk zusammengefügt. Schaltet
man mehrere Module hintereinander,
kannman damit Kapazitäten erreichen,
mit denen man den Strom für Städte in
der Grösse von Zürich produzieren
kann.Und wenn die Nachfrage anzieht
und Dutzende solcher Module in einer
Art Massenfertigung hergestellt wer-
den können, wird das ganze auch kom-
merziell attraktiv.

So lautet das Versprechen der Small
Modular Reactors (SMR). Doch die
Realität sieht bis jetzt wenig verheis-
sungsvoll aus. Am weitesten fort-
geschritten war das Projekt der in den
USA kotierten Firma Nuscale. Sie hat
als einziges Unternehmen von der
amerikanischen Regulierungsbehörde
für Atomenergie die Zulassung für ihr
SMR-Design erhalten. Einem baldigen
Baubeginn stand eigentlich nichts mehr
imWeg.Ab 2029, so die Planung, sollten
die sechs SMR à jeweils 77 Megawatt
Leistung im Gliedstaat Idaho Strom
produzieren.

Lokale Versorger skeptisch

Vergangene Woche folgte die grosse
Ernüchterung: Nuscale fand nicht ge-
nügend lokale Stromversorger, die be-
reit waren, der Firma für die nächs-
ten vierzig Jahre Strom abzunehmen.
Ohne eine fixe Zusage musste Nuscale
das Projekt begraben.Dass die kommu-
nalen Versorger kalte Füsse bekamen,
dürfte vor allemmit einer neuen Schät-
zung von Nuscale für die Produktions-
kosten zu tun haben.

Das Unternehmen erwartete jüngst
Kosten von 89 Dollar je Megawatt-
stunde. 2021 hatte die Schätzung noch
auf 58 Dollar gelautet. In den 89 Dollar
sind zudem Steuerkredite aus der Infla-
tion Reduction Act von 30 Dollar pro
Megawattstunde eingerechnet, die vom
amerikanischen Steuerzahler getragen
werden. Ohne diese käme man somit
auf 119 Dollar.

Augenfällig ist die Verteuerung der
Baukosten für die sechs SMR auf 9,3
Milliarden Dollar von zuvor geschätzten
5,3 Milliarden. Erstens sind die Preise

für Rohstoffe wie Kupfer und Stahl im
Schnitt um 45 Prozent gestiegen, zwei-
tens haben sich die Finanzierungskosten
um 2 Prozentpunkte verteuert.

Allerdings betreffen solche Kosten-
steigerungen keineswegs nur Kernkraft-
werke.Weil die Kosten aus dem Ruder
laufen, hat jüngst der dänische Kon-
zern Orsted mehrere Projekte fürWind-
kraftanlagen vor der Ostküste der USA
storniert. Und Siemens Energy hat aus
demselben Grund in Deutschland so-
gar wegen staatlicher Kreditgarantien
angefragt.

Teure Pionieranlagen

Dennoch wiegt das Scheitern des Nu-
scale-Projekts in Idaho schwer, weil es
für ein Revival der Atomenergie stand.
Dividiert man die geschätzten Bau-
kosten durch die Leistung, erhält man
einen Betrag von enormen 20 000 Dol-
lar je Kilowatt installierte Leistung.Das
ist sogar mehr als beim neusten grossen

AKW-Projekt in den USA im Glied-
staat Georgia.Der erste von zwei Reak-
toren à 1100Megawatt ging dort im Juli
in Betrieb. Die beiden Reaktoren dürf-
ten zusammen rund 35 Milliarden Dol-
lar kosten, ursprünglich war mit 14 Mil-
liarden gerechnet worden.

Ist das Ende des SMR-Projektes in
Idaho gleichzeitig das Ende aller SMR-
Ambitionen? Annalisa Manera, Pro-
fessorin für Nukleare Sicherheit an der
ETH, hält dagegen. Erstens seien die
Kosten bei AKW-Prototypen stets un-
sicher,Kostenüberschreitungen deshalb
nicht überraschend – dies gelte sowohl
für den Nuscale-SMR als auch die neue
AKW-Generation, die in Georgia ge-
baut werde.

Zweitens weist sie auf den Haupt-
vorteil von SMR hin, der nach wie vor
gelte: Sie würden zwar nicht unbedingt
günstigeren Strom je Kilowattstunde
produzieren als grosse Anlagen. «Man
braucht im Gegensatz zu herkömm-
lichen grossen AKW wie in Georgia

aber nicht Dutzende Milliarden Dollar,
sondern einige Milliarden reichen.» Bei
SMR gingen Investoren ein kalkulier-
bares finanzielles Risiko ein.

Das Projekt in Idaho war zwar das
am weitesten fortgeschrittene, jedoch
bei weitem nicht das einzige. In einem
Bericht des Beratungsunternehmens
IDTechEx Research ist von 83 Vor-
haben die Rede. Darunter sind eta-
blierte AKW-Anbieter wie GE Hita-
chi und Westinghouse, aber auch neue
wie die Rolls-Royce-Gruppe. Die Pro-
vinz Ontario hat bei GE Hitachi vier
SMR à je 300 Megawatt Leistung be-
stellt. Manera geht davon aus, dass
2030 in Kanada erstmals in einemwest-
lichen Land Strom durch SMR produ-
ziert wird.

Auch die Firma Nuscale betont, dass
es trotz dem Rückschlag in Idaho wei-
tergehe. Man verweist auf Absichts-
erklärungen von Polen, Tschechien und
Rumänien. Die Aktionäre sind aller-
dings bezüglich der jüngsten Entwick-

lungen konsterniert. Das Unternehmen
wird noch mit 500 Millionen Dollar be-
wertet, am Höhepunkt im August 2022
waren es 3,5Milliarden gewesen. 85 Pro-
zent des Aktienwertes haben sich somit
in Luft aufgelöst.

Erneuerbare brauchen Back-up

Mit Kosten von 119 Dollar pro Mega-
wattstunde steht es um die Konkurrenz-
fähigkeit von SMR wie denjenigen von
Nuscale auf den ersten Blick nicht zum
Besten. Die Internationale Energie-
agentur rechnet für neue AKW im Mit-
tel mit 69 Dollar.Dies lässt sich aber nur
erreichen,wenn imWesten wieder mehr
AKW gebaut werden und dadurch eine
funktionierende Lieferkette entsteht.

Doch auch Produktionskosten von 69
Dollar je Megawattstunde liegen höher
als diejenigen für Windkraft- und gross-
flächige Solaranlagen sowie Gaskraft-
werke. Manera verweist jedoch darauf,
dass bei solchen Berechnungen die Sys-
temkosten nicht berücksichtigt werden.
Diese entstehen, wenn man das Strom-
netz ausbauen und stabilisieren muss.

Zudem fallen Kosten für die Speiche-
rung und Back-up-Kraftwerke an, wenn
keine Sonne scheint und keinWind weht.

Diese zusätzlichen Ausgaben fal-
len für den stetig fliessenden Nuklear-
strom viel geringer aus als für Solar- und
Windstrom. Und diese Kosten nehmen
überproportional zu, je höher derAnteil
von Elektrizität aus Wind- und Solar-
anlagen ist.Wennman diese Kosten ein-
bezieht, sind AKW kostenmässig wie-
der im Rennen.

Angesichts der höheren Erdgas-
preise in Europa und eines Preises von
85 Euro für die Emission einer Tonne
CO2 sollten die Voraussetzungen für
eine Renaissance der Kernkraft auf
dem alten Kontinent eigentlich mindes-
tens so gut sein wie in den USA. Doch
ohne Vorzeigeprojekte, die einigermas-
sen im ursprünglichen Kosten- und
Zeitrahmen bleiben, ist dies ein schwie-
riges Unterfangen.

Nach dem Ende des vielversprechenden Nuscale-Projekts ruhen die Hoffnungen für kleine modulare Reaktoren auf einer geplanten
Anlage (im Bild eine Visualisierung) von GE Hitachi in Kanada. PD

Wenn man
die Systemkosten
einbezieht, sind AKW
wieder im Rennen.

Der Aufsichtsratschef
Wolfgang Reitzle
wird immer stärker
mit dem Niedergang
in Verbindung gebracht.
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Ein Wachstum,
das auf immer mehr
ausländischen
Arbeitskräften beruht,
ist nicht nachhaltig.

SCHWARZ UND WIRZ

Einwanderung
hat zwei Seiten
GERHARD SCHWARZ

Die gesellschaftlichen Nachteile der
Migration zeigen sich immer klarer,
Rufe nach rigoroser Steuerung werden
lauter, und zuwanderungskritische
Parteien erhaltenAuftrieb.Trotzdem
versuchen in der Schweiz vor allem
wirtschaftsnahe Kreise das System der
freien Einwanderung aus der EU in
denArbeitsmarkt als perfekte
Kombination von Offenheit und
Kontrolle darzustellen.

Da nur einwandern könne, wer einen
Arbeitsplatz habe, kämen nur so viele
Leute, wie das Land brauche, und diese
brächten zudem jene Qualifikationen
mit, die hierzulande fehlten. So viel
Verkürzung der Realität grenzt an Fake
News: Erstens beschränkt jeder Staat
auf derWelt seine Zuwanderung
stärker, als es dieses Regime tut. Die
EU (und ihre Mitgliedsländer) hat zwar
innerhalb des Binnenmarktes und
gegenüber der Schweiz die Personen-
freizügigkeit zum höchsten Gut
erhoben, aber nur, weil sie sich damit
auf demWeg zu einem Nationalstaat
auf höherer Ebene wähnt. IhreAussen-
grenzen sind für Zuwanderer verschlos-
sen. Es geht bei der Personenfreizügig-
keit in der EU de facto nicht um Zu-,
sondern um Binnenwanderung.

Zweitens ist das Ausmass der
Zuwanderung mit Recht weltweit immer
ein politischer Entscheid.Wanderung,
auch von einem reichen Land in ein
noch reicheres, ist nie nur ein ökonomi-
sches Phänomen. Sie berührt Fragen des
Zusammenlebens und der Infrastruktur.
Dort, im kollektiven Bereich, fallen,
drittens, jene externen Kosten an – harte
wie Strassen und Schulen sowie weiche

wieAnpassung und Dichte –, die
Arbeitgeber undArbeitnehmer in ihr
Kalkül nicht internalisieren.

Profiteure der Zuwanderung sind
direkt die Einwanderer und ihre
Arbeitgeber, indirekt und deutlich
weniger die Gesellschaft.Als Therapie
gegen die Überschuldung derAHV, wie
oft behauptet wird, eignet sich die
Migration ohnehin nicht, denn das
würde verlangen, die Einwanderungsspi-
rale immer weiter zu drehen – ein
massloses Unterfangen, das irgendwann
doch zu einem Ende kommen muss.

Viertens umfasst die Einwanderung
wegen des Familiennachzugs nie nur
Arbeitskräfte, welche die Schweiz
dringend braucht. Schliesslich ist,
fünftens, einWachstum, das darauf
beruht, dass Jahr für Jahr mehrArbeits-
kräfte ins Land kommen, nicht nachhal-
tig. Das Land lebt über seine Verhält-
nisse und wächst in die Breite.

Die Schweiz muss sich klar werden,
wie viel Einwanderung sie will und wie
gross dieWohnbevölkerung maximal
ungefähr sein soll, 2030, 2050, ja selbst
2100. Die Einhaltung dieses politischen
Ziels kann man nicht derWirtschaft und
ihrer Nachfrage nachArbeit überlassen.
Zuwanderung ist von grösstem Nutzen
für ein Land, solange sie sich innerhalb
des politisch akzeptierten Masses
bewegt, möglichst viel Innovation und
Fortschritt ins Land holt und nicht den
Druck auf eine ständige Steigerung der
Arbeitsproduktivität bremst.

Doch die auch von vielen liberalen
Kräften gebetsmühlenartig vorgenom-
mene einseitige Betonung des Nutzens
der Zuwanderung bei gleichzeitiger
Bagatellisierung des Unbehagens breiter
Kreise ist weder sachgerecht noch
politisch erfolgversprechend.

Gerhard Schwarz ist Präsident der Progress
Foundation.

Firmen buhlen um Lehrlinge
mit Tiktok und Skiabonnements
In Handwerks- und Gastrobetrieben ist besonders viel Phantasie gefragt, um Nachwuchs anzuziehen

CHRISTIN SEVERIN

Das Wallis boomt, der Chemiekonzern
Lonza baut trotz der jüngsten Rück-
schläge Dutzende neue Stellen auf, ein-
heimische Firmen wie Lauber IWISA
in Naters müssen schauen, wie sie zu
Personal kommen. Weil es im Ober-
wallis schwierig ist, Lehrlinge zu gewin-
nen,muss sich die Gebäudetechnikfirma
etwas einfallen lassen.

Der Betrieb beteiligt sich an den
Kosten für den Führerausweis und am
Handyabonnement.Und weil die Berge
nah sind, offeriert Lauber IWISAwahl-
weise Skiabos oder jährlich einen Fes-
tivalpass für das Open Air Gampel.
«Als Lehrbetrieb müssen wir uns stän-
dig verbessern», sagt die Personalchefin
Flavia Heinzmann. Dazu zählt auch,
dass das Unternehmen eine 4,5-Tage-
Woche eingeführt hat.

Am Ende sollen jedoch nicht die
Goodies entscheidend sein, sondern die
Firmenkultur. Ideen wie die des Fleisch-
verarbeiters Bell, Lernenden im dritten
Lehrjahr schon 4000 Franken Lohn zu
zahlen und sie so bei der Stange zu hal-
ten, findet Heinzmann «etwas übertrie-
ben».Wichtig ist ihr vor allem, dass die
Lernenden eigene Ideen einbringen
können, im Betrieb eine fundierte Aus-
bildung erhalten und von erfahrenen
Mitarbeitenden lernen.

Lehrlinge als «Influencer»

Um gute Lehrlinge zu gewinnen, nimmt
der Betrieb an verschiedenen Events
an Oberwalliser Schulen, Berufs-
messen und Kampagnen teil. Zudem
spricht Lauber IWISA neben Jugend-
lichen aus der Region auch junge Er-
wachsene aus dem grenznahen Italien
an.Damit ihnen der Einstieg in das Be-
rufsleben in der Schweiz leichter fällt,
absolvieren diese aufgrund der Sprach-
barriere die schulische Ausbildung im
Tessin. Mit Lernenden aus der Grenz-
region hat Lauber IWISA laut der Per-
sonalchefin sehr gute Erfahrungen ge-
macht. Offenbar springen diese nach
der Lehre anders als zum Teil befürch-
tet nicht wieder schnell ab. Man habe

viele Grenzgänger und langjährigeMit-
arbeiter aus Italien, so Heinzmann.

Auch Matthias Zwyssig, Betriebslei-
ter bei Metallraum aus Lütisburg bei
Wil, betont die Betriebskultur. «Viele
Betriebe sind in alten Mustern gefan-
gen.» Der Grundtenor sei dabei, dass
die Lehrlinge froh sein sollten, eine
Lehrstelle zu haben. Dieser Ansatz
funktioniert aber immer weniger. «Die
Lehrlinge heute sind schon viel weiter,
haben mehr Selbstvertrauen und wis-
sen, dass sie auf dem Arbeitsmarkt ge-
suchte Leute sind.»

Das führt dazu, dass die Jugendlichen
abspringen, wenn sie sich schlecht be-
handelt fühlen oder ihre Erwartun-
gen enttäuscht werden. Daraus folgt
für Zwyssig, dass die Betriebe ihnen
mehr Wertschätzung entgegenbringen
und ihre Meinungen respektieren müs-

sen. Die Zeiten seien vorbei, in denen
man den Jungen noch habe sagen kön-
nen: «In der Lehre lernst du erst einmal
richtig schaffen.» Wichtig sind stattdes-
sen auch im harten Metallbau die Soft-
Faktoren. «DieTätigkeit muss inhaltlich
interessant sein, abwechslungsreich und
sinnhaft», so Zwyssig.

Ein betrieblicher Tiktok-Kanal wird
ausschliesslich von den Lehrlingen be-
spielt. Er dient auch dazu, das Unter-
nehmen nach aussen darzustellen. «Die
Lehrlinge sind unsere besten Influen-
cer», erklärt Zwyssig. So tragen bereits
die heutigen Lehrlinge dazu bei, das

Unternehmen bei einem noch jüngeren
Publikum bekanntzumachen.

Die beiden Beispiele zeigen:Die Be-
triebe müssen sich etwas einfallen las-
sen, um als Arbeitgeber undAusbildner
attraktiv zu sein. Ein guter Ruf spricht
sich herum, ein schlechter ebenfalls.

Wenig Lust auf Bau und Gastro

Gleichzeitig zeigt sich, dass der Lehr-
lingsmangel je nach Branche und Be-
trieb unterschiedlich stark ausgeprägt
ist. Grosse Schwierigkeiten, Lehrstel-
len zu besetzen, haben vor allem das
Gastgewerbe, die Hotellerie und das
Baugewerbe.

Überraschend ist das nicht. Im Bau-
gewerbe ist körperlich harte Arbeit an-
gesagt, dazu ist man häufig Wind und
Wetter ausgesetzt. In der Gastrono-
mie kann der Kontakt mit vielen Men-
schen zwar Freude machen. Doch man
arbeitet, wenn die anderen frei haben.
Herumgesprochen hat sich auch, dass in
manchen Küchen ein rauerTon herrscht.

Zudem sind die Löhne unterdurch-
schnittlich, die Aufstiegschancen limi-
tiert. Viele Jugendliche orientieren
sich deshalb in Richtung Informatik.
Dort sind die Lehrstellen in aller Regel
am frühesten vergeben. Und auch die
Löhne nach der Berufslehre am höchs-
ten.Weiter beliebt sind bei den Jugend-
lichen auch die Bereiche Bildung und
Soziales, Planung und Konstruktion so-
wieWirtschaft und Verwaltung.

Viele Bewerbungen erhalten vor
allem grosse Firmen mit bekannten
Namen und vielen unterschiedlichen
Abteilungen, die eine breite Ausbil-
dung versprechen. Kleinere Hand-
werksunternehmen hingegen müssen
sich mehr anstrengen, um gute Lehr-
linge zu gewinnen.

Weiterbildung im Nebenjob

Wie attraktiv die Lehre ist, hängt auch
von der langfristigen Perspektive ab.
Verfechter der Berufslehre loben die
Durchlässigkeit des Schweizer Bil-
dungssystems. Nach der Lehre ist das
Ende der Fahnenstange noch keines-

wegs erreicht. Stattdessen stehen den
jungen Berufsleuten die Türen offen für
die Höhere Berufsbildung (HBB); mit
einer Berufsmatur beziehungsweise Pas-
serelle öffnet sich auch der Weg zu den
Fachhochschulen beziehungsweise uni-
versitären Hochschulen.

Wer beispielsweise die Ausbildung
zur Fage (Fachfrau/-mann Gesundheit)
absolviert hat, kann sich an einer HF
(Höhere Fachschule) oder FH (Fach-
hochschule) zur Pflegefachkraft ausbil-
den lassen.Verbunden ist das allerdings
mit Aufwand und Kosten. Die Ausbil-
dung dauert anderthalb bis zwei Jahre,
voll arbeiten kann man während dieser
Zeit nicht. «Statt eigenes Geld zu verdie-
nen, musst du vielleicht wieder bei den
Eltern wohnen», sagt Pia Albin, die mit
einem Abschluss als Master of Science
in Nursing amUnispital Zürich arbeitet.

Immerhin übernehmen die Spitäler
häufig die Kosten der Ausbildung und
fangen teilweise auch den Einkom-
mensverlust auf. Sofern das der Fall ist,
ist die finanzielle Situation der jungen
Berufsleute dann nicht schlechter als
bei Hochschulstudenten.

Abstimmen mit den Füssen

Die Kosten der Weiterbildung waren
auch für Valeria Miggiano ein Thema.
Sie hat nach der KV-Lehre und einer
Weiterbildung an der HFW (Höhere
Fachschule für Wirtschaft) in Betriebs-
wirtschaft im Herbst 2021 noch einen
Lehrgang zur diplomierten Treuhand-
expertin angeschlossen. Die Ausbil-
dung kostet über drei Semester 21 900
Franken. Die Hälfte des Betrages kann
der Kandidat oder die Kandidatin zu-
rückfordern, wenn er oder sie sich für
die Abschlussprüfung anmeldet. Häufig
übernehmen die Arbeitgeber sogar die
ganzen Kosten; im Gegenzug verpflich-
ten sich die Kandidaten, für eine gewisse
Zeit in dem Betrieb zu bleiben.

Um neben der Arbeit Zeit für die
Ausbildung freizuschaufeln, reduzierte
Miggiano ihr Pensum vorübergehend
auf 80 Prozent, anstrengend war das Pro-
gramm dennoch. ImVergleich dazu mag
vielen das Studium als der angenehmere
Weg erscheinen. Die Studiengebühren
sind niedrig, an ein eigenes Einkommen
hat man sich noch nicht gewöhnt.

Trotzdem sagt Miggiano heute: «Ich
finde es super, dass man in der Schweiz
eine solche Ausbildung berufsbeglei-
tend machen kann.» Sie sei zwar schon
erschrocken, als sie erfuhr, dass ein be-
freundeter Student im Semester nur so
viel Studiengebühren gezahlt habe wie
sie pro Monat. «Aber für mich wäre das
nicht infrage gekommen.» Man lebe
doch anders, wenn man während der
Weiterbildung Geld verdiene und nicht
als Studentin durchkommen müsse.

Thomas Bolli von der Professur für
Bildungssysteme bei der ETH Zürich
warnt deshalb davor, die Berufslehre
und die höhere Berufsbildung schlecht-
zureden. Eine Krise der Berufslehre
sieht er nicht. Es sei höchstens so, dass
einige Berufe beliebter seien als andere.
Das lasse sich auch am Bewerbungsver-
halten ablesen. In den populären Be-
rufsgruppen werden die Lehren früh-
zeitig besetzt, bei weniger populären
Berufsfeldern häufig erst später, wenn
die Bewerber merken, dass es mit dem
Traumberuf nicht klappt.

Was sich aber jetzt schon zeigt: Der
demografischeWandel ist bei den Lehr-
lingen besonders akut, denn am unte-
ren Ende des Altersspektrums ist der
Geburtenrückgang am weitesten fort-
geschritten. Wenn es weniger junge
Leute gibt als Lehrstellen, haben die
Schulabgänger mehr Optionen und
stimmen mit den Füssen ab.

Gewinner sind diejenigen Unterneh-
men, die eine interessante Tätigkeit und
eine gute Karriereperspektive bieten.
Wer hingegen weder mit einer attrak-
tiven Branche noch mit einem guten
Arbeitsklima punktet, wird es schwer
haben, guten Nachwuchs zu finden.

«Die Jungen
von heute haben
mehr Selbstvertrauen
und wissen, dass sie
auf dem Arbeitsmarkt
gesuchte Leute sind.»
Matthias Zwyssig
Betriebsleiter bei Metallraum


